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Der Managementprozess 6

Die Rolle des Managements in der Marktwirtschaft

1. Bezugsgruppen um das Unternehmen

Stakeholder-Ansatz: Gruppen oder Individuen (Interessenshalter) können entweder aktiv Einfluss auf Entscheidungen des Unternehmens nehmen oder sie sind passiv durch dessen Entscheidungen betroffen (Eigner, Angestellte, Wettbewerber, Lieferanten, Kunden, Staat, Finanziers usw.).

2. Handlungskoordination in der Wirtschaft

i) Zwei Handlungstypen
Die Beziehung zwischen dem Management und den Stakeholdern drücken aus wie die Handlungen zwischen den beiden Koordiniert werden.

Dabei gibt sich das Grundproblem der Handlungskoordination: nämlich die erfolgreiche, dauerhafte auch zukünftige Koordination der aus Interessen und Absichten resultierenden Handlungen aller Gruppen und Individuen. Wobei sich hier einmal ein Kalkulationsproblem, d.h., der Einsatz der Ressourcen einer Volkswirtschaft zum erreichen einer maximalen gesamtgesellschaftlicher Wohlfahrt, und ein Kontrollproblem das sich mit dem optimalen mitwirken der Menschen zum Erreichen der gesteckten Ziele befasst.

Die Lösung des Koordinationsproblems liegt in zwei Handlungstypen

a) verständigungsorientiertes Handeln

b) erfolgsorientiertes Handeln (dominant in einer über Preise gesteuerten Geld und Wettbewerbswirtschaft).

Zu a) Verständigungsorientiertes Handeln

Für eine Verständigung ist es erforderlich, dass alle Betroffenen ihre eigene Zielvorstellung und Wissen in den Argumentationsprozess einbringen, um im Rahmen einer Diskussion Konsens zu finden. Das durch die friedliche (demokratische) Konfliktlösung gewonnene Handlungsprogramm ist dann vernünftig für alle (kommunikative Rationalität).
Zwei wesentliche Merkmale:
i. verwirklicht sich durch Sprache, ist also die originäre Quelle von Vernunft und damit von Legitimation des Handelns
ii. Konsensfindung aufgrund besserer Argumentation im Sinne der friedlichen und dauerhaften Handlungskoordination bedeutet auch in der Lage zu sein, eigene Positionen zu revidieren
Zu b) erfolgsorientiertes Handeln

Nicht Sprache und Argumentation sind hier Zentrum und Basis der Handlungskoordination, sondern Macht, Geld und Markt, mit der subjektiven Handlungskoordination im Kern.

(Zweckrationalität (M. Weber) "homo oeconomicus"

Mensch ist Mittel zum Zweck und wird durch Machtgebrauch gefügig gemacht sofern notwendig (nach Opportunitätsprinzip).

Nicht Konsens- sondern Kompromissfindung! ((labiler Frieden)

Koordination als dynamischer Anpassungsprozeß, bis keiner der (isoliert opportunistisch handelnden) Akteure Veranlassung sieht seine Pläne zu ändern (Grundmuster der Marktwirtschaft).

Ökonomische Rationalität als abgeleitete Rationalität wird Legitimiert in dem Sinne als das sie zu einer Lösung des gesamtwirtschaftlichen Kalkulations- und Kontrollproblems im Sinne einer geordneten Bedürfnisbefriedigung führt.

Dennoch rangiert Politik (Verstanden als Bemühung um verständigungsorientiertes Handeln) vor dem Markt, denn sonst kann eine Marktwirtschaft ihren Beitrag zu friedlicher Koordination der wirtschaftlichen Handlungen nicht leisten.

Die Komplexität des ökonomischen Kalkulations- und Kontrollproblems verhindert verständigungsorientiertes Handeln und darum stützt sich die (markt-) wirtschaftliche Handlungskoordination auf das sprachfreie Medium der freien Preisbildung um so die Teilpläne der einzelnen Akteure zu rationalisieren; der so entstehende Effizienzgewinn stellt hierbei die Legitimation der Marktwirtschaft dar.

Die freie Marktwirtschaft muss dennoch immer wieder kritisch geprüft werden.( Wettbewerbsgesetze, Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Verbraucherschutz und Kapitalmarktverfassung sind verständigungsorientierte politische institutionale Bemühungen den inneren sozialen Frieden zu gewährleisten ( Soziale Marktwirtschaft

Management als erfolgsorientiertes Handeln

Grundidee der Unternehmensführung in der Marktwirtschaft: erfolgsorientiertes Handeln.

Das Vertragsmodell der Unternehmung als Verfassung des erfolgsorientierten Handelns

· Das Gesellschaftsrecht, als  ausformulierte Verhaltenserwartungen verfasst (Unternehmensformen, Arbeitnehmerverträge) stellen den Rahmen subjektiven opportunistischen Handelns, wobei Kompromissfindung in der Marktwirtschaft über den Preismechanismus stattfindet.
· (Vertragsmodell der Unternehmung: Die Unternehmung wird als ein System von Verträgen mit dem Eigentümerverband als wirtschaftlichem Aktionszentrum konzipiert. Das Eigentum und der Vertrag sind die Grundbausteine, sind Institutionen, die für die Verfassung wirtschaftlichen Handelns in der Marktwirtschaft als eines erfolgsorientierten Handelns notwendig und hinreichend sind. Die Kapitaleigner beziehen Residualeinkommen (Differenz von Erträgen und Aufwendungen abhängig vom Erfolg) und haben als Träger des Risikos Entscheidungsautonomie, die Arbeitnehmer beziehen Kontrakteinkommen. 
· Bei Misserfolg scheidet man aus dem Wirtschaftsprozess aus, daher schlägt sich erfolgsorientiertes Handeln in der Wirtschaft ganz konkret in der Verhaltenserwartung an das Management nieder, die  Rentabilität des investierten Kapitals zu maximieren und immer für Liquidität zu sorgen.
· Der Kapitalmarkt ist dabei die Institution, die die optimale Allokation des Kapitals steuert, Rentabilität und Liquidität sind Manifestationen des erfolgsorientierten Handelns in der Wirtschaft. Da alle Vertragspartner aus den Markttransaktionen einen ihnen angemessen erscheinenden Nutzen ziehen, liegt letztlich allem ökonomischen Handelns die Erfolgsorientierung zugrunde.
· Die Marktwirtschaft als Institution zur Koordination wirtschaftlicher Handlungen ist vollständig an erfolgsorientiertem Handeln orientiert, deshalb ist kein Platz für verständigungsorientiertes Handeln, da alle Marktransaktionen auf freiwilliger Basis beruhen.( Markt- und Preismechanismus = perfekter Mechanismus des Interessenausgleichs auf der Basis je individueller Präferenzen.
· Um Missbrauch der eingeräumten individuell motivierten Handlungsspielräume zu vermeiden existieren das Kartellrecht und das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb.
Vertragsmodell der Unternehmung und Preissystem

· Da in der Marktwirtschaft Unternehmen und Haushalten Entscheidungsautonomie obliegt, wird die Koordination der wirtschaftlichen Handlungen über Preise bewerkstelligt.
· Das entstehende Preissystem (Preise = Knappheitspreise) koordiniert wirtschaftliche Handlungen optimal durch die Bildung von Nachfragefunktionen und Angebotsfunktionen und deren Gleichgewicht.
· In diesem Gedankengebäude löst das Preissystem das Koordinationsproblem einschließlich der beiden Dimensionen Kalkulations- und Kontrollproblem optimal, indem nun die Ressourcen optimal alloziiert sind und es bei allen rational handelnden ökonomischen Akteure gleichzeitig diejenigen Handlungen induziert, um das kalkulierte zu verwirklichen.
· Ist die Preisbildung überpersönlich, d.h. wenn keiner den Preis zur Durchsetzung von Partikularinteressen beeinflussen kann, bewirkt das Preissystem eine machtfreie Lösung des Kontrollproblems.
Kritik der empirischen Voraussetzungen des Vertragsmodells der

Unternehmung  

Drei Kritische Bedingungen für die Funktionstüchtigkeit des Preissystems begründen warum es in der realen Marktwirtschaft für die friedliche Koordination ökon. Handlungen (innerer sozialer Frieden) letztlich doch nicht ausreicht die Rolle des Managements auf erfolgsorientiertes Handels zu beschränken:

· Die Durchsetzung der Interessen der Kapitaleigner im Entscheidungsprozeß der Unternehmung zur Wahrung der gewinnmaximalen Motivation (Einheit von Eigentum und Verfügungsgewalt).

· Den machtfreien Vollzug ökonomischer Tauschvorgänge (Machtlosigkeit von Produzenten und Konsumenten) zur Wahrung des überindividuellen Charakters des Preissystems.

· Die Internalisierung aller ökonomischen Kosten und Nutzen bei den Entscheidungsträgern (Abwesenheit externer Effekte) zur Wahrung der korrekten Informationsfunktion des Preissystems.

Wenn diese Funktionsbedingungen nicht zutreffen bekommen Wirtschaften einen öffentlichen (verständigungsorientierten) Charakter, erweitern die Rolle des Managements um die Verständigungsorientierte Perspektive.
a. Externe Effekte  

· Externe Effekte als Interdependenzen zwischen individuellen Produktions- oder Konsumfunktionen, verhindern die Erreichung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt (tangieren damit die Legitimationsgrundlagen des Preissystems).

· Sie stellen keine Randbedingung dar, da Abgase, FCKW-Stofffe, Abwässer die Interessen vieler Menschen verletzten, ohne das ein automatischer Interessenausgleich über den Markt stattfindet, so dass es politischer verständigungsorientierter Maßnahmen, wie umweltbezogene gesetzliche Vorschriften an die Unternehmen oder die Unternehmer/Manager versuchen selbst Mittel und Wege um externe Effekte zu vermeiden .

b. Vermachtungsprozesse in der Wirtschaft  

· Machtmissbrauch ohne ökonomische Entschädigung besonders bei Groß- und Riesenunternehmen.
· Epstein unterscheidet in den USA folgende Machtformen:
Ökonomische-,Gesellschaftliche-, Kulturelle-, Technologische-, Politische Macht und Macht über die physische Umwelt und über Individuen.

· Eine solche Machtstellung von Großunternehmen lässt wesentliche Handlungsspielräume entstehen (entgegen der Annahme bei vollkommenen Konkurrenz) und in der vorherrschenden Marktstruktur des Oligopols, unter zusätzlicher Berücksichtigung des Managerkapitalismus, in der Unternehmen gezwungen sind durch eigene Strategie die Marktstrukturen zu verändern (Beeinflussung anderer Unternehmen, Verschaffung von Vorteilen zwecks Gewinnmax.((und nicht Preis = Grenzkosten = Grenzerlös)), und die Überlegenheit der Großunternehmen hinsichtlich der Ressourcen, mit denen sie Konkurrenten abwehren können (den Preis bestimmen können); es wird deutlich, dass die o.g. Machtlosigkeit in den meisten westlichen Industrienationen (überwiegend oligopolistische Marktform) nicht gegeben ist und damit der Aspekt des Verhaltensorientierten Handelns in den Vordergrund gerückt werden muss. 
c. Trennung von Eigentum und Verfügungsgewalt

· Kapitaleigner sind zunehmend nicht mehr Entscheidungsträger durch:
· Professionalisierung des Managements (Groß UN benötigen professionelle Führung(Beruf)

· Inaktivität und Inkompetenz der Kleinaktionäre (( AG´s:70% der dt. Unternehmen managerkontrolliert)
· Dadurch wird die Idee der traditionellen Unternehmensordnung aufgehoben und eröffnet die Möglichkeit, dass Manager von dem Ziel der Gewinnmaximierung (notwendigen Voraussetzung für das funktionieren des Preissystems) abweichen um eigene diskretionäre Zielsetzungen in den Entscheidungsprozeß mit einfließen lassen.
d. Schlussfolgerung

· Das oben Dargestellte Vertragsmodell muss reformiert werden!

· Derzeit geschieht dies durch zwei Ansätze:

(1) Ansatz sind hier die Handlungsfolgen, nicht die Motive, bezogen auf den Austausch von Verfügungsrechten über Güter (statt Güter an sich) und unter Unvollkommenheitsannahmen (Transaktionskosten, Informationsdiffusion). Die Akteure nutzen ihren Handlungsspielraum voll aus, Konsequenzen unterliegen Restriktionen. Deshalb ist die entscheidende Frage die ökonomisch effizienteste Gestaltung dieser Restriktionen in Form von Neugestaltung der Gesetze.

(2) Ansatz: verständigungsorientiertes Handeln; Handlungsmotive!; Erfolgsstrategisches Handeln soll durch verständigungsorientiertes Handeln ergänzt werde. Im Mittelpunkt steht hier die Einbettung des erfolgsstrategischen Handelns in institutionelle Zusammenhänge des verständigungsorientierten Handelns.

3. Management als verständigungsorientiertes Handeln

i) Anschlussstellen: Gesetz und Unternehmensethik

· Dauernde politische Anstrengungen für den inneren und äußeren gesellschaftlichen Frieden müssen den ökonomischen Prozessen vorgelagert werden um geeignete rechtliche Rahmenbedingungen für das ökonomische Handeln in den Unternehmen, wie auch eigenständige Beiträge des Managements zur Lösung von durch die Unternehmenspolitik aufgetretenen Konflikten zu schaffen.
· ( stärkere Unternehmensethisch orientiertes Handeln gefordert

ii) Management und Gesetze: Indirekte Anschlüsse an verständigungsorientiertes Handeln

a) Externe und interne Ansatzpunkte

· Das systembedingte erfolgsorientierten Handeln des Managements setzt indirekt an das verständigungsorientierte Handeln an, wenn es um Gesetze  (als externe Restriktionen) geht, die zum Schutz von Interessensgruppen erlassen worden sind.
· Sie können dabei direkt in den Entscheidungsprozess des Managements eingreifen (Mitbestimmungsgesetz 1976) oder indirekt den Entscheidungsprozess (von außen) konditionieren (Verbraucherschutz).
· Es soll im folgenden gezeigt werden wie der Gesetzgeber durch externe Beschränkungen oder interne Prozessregelungen versucht, das erfolgsorientiertem Handeln des Managements verständigungsorientiert zu konditionieren. 
b) Externe Restriktionen für das Managerhandeln

Indirekte Eingriffe des Gesetzgebers, bemüht Rahmenbedingungen für das Management im Sinne verständigungsorientierten Handelns sind: 

· Verbraucherschutzgesetze (Recht der Produzentenhaftung als dem Unternehmer auferlegte Pflicht, sowie administrative Kontrollsysteme wie das Lebensmittel- und Arzneimittelgesetz, Maschinenschutzgesetz(DIN), AGB- und UWG-Gesetz)

· Arbeitsrechtliche Regelungen (kollektives Arbeitsrecht, wie Tarifvertrags- und Arbeitskampfrecht, Individualarbeitsrecht, wie das Kündigungsschutz-, Arbeitszeitordnung-, Bundesurlaubs-, Jugendschutzgesetz etc.)

Durch fortwährendes Aushandeln des Arbeitsrechtes durch Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sind derzeit so viele Restriktionen der Arbeitgeber durch Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte entstanden, dass über eine Deregulierung zugunsten erfolgsorientiertem Handeln diskutiert wird, um die deutsche Wirtschaft international wettbewerbsfähig zu halten.

· Publizitätspflicht (Publizitätsgesetz, Bilanzrichtliniengesetz) ( Die Orientierung an der Unternehmensgröße (Bilanzsumme, Umsatzerlöse/Jahr, Beschäftigtenzahl), zeigt einen deutlichen Wandel der Unternehmen von rein privaten zu quasi-öffentlichen Institutionen. Die Manager sollen nun nicht mehr nur die privaten Kapitalgeber, sondern auch die Öffentlichkeit über die Lage des Unternehmens informieren (politisch-verständigungsorientierte Informationspflichten).

· Umweltschutzgesetze (Emmisionsschutz-, Wasserhaushalts-, Pflanzenschutz-, Chemikalien-, Abfallbeseitigungsgesetz). Umweltpolitische Instrumente sind hierbei Emmisionsgutschriften, Umweltabgaben, Finanzierungshilfen, ordnungsrechtliche Ge- und Verbote, so dass Umweltfragen in unternehmensstrategische Überlegungen miteinbezogen werden müssen.
c) Modifikationen des internen Entscheidungsprozesses

Direkte Eingriffe in den Unternehmensentscheidungsprozeß, um bessere Interessenwahrung zu schaffen, setzen im Rahmen der Mitbestimmung der Arbeitnehmer folglich Unternehmensintern an (interessendualistische statt -monolistische Struktur der Unternehmung):

· Mitbestimmungsgesetze (Montan-Mitbestimmungsgesetz, Mitbestimmungs-, Betriebsverfassungsgesetz mit jeweils unterparitätischem Einfluss der Arbeitnehmer). Der Interessenausgleich soll dadurch nicht mehr über Marktprozesse und damit erfolgsorientierte Handeln laufen, sondern systematisch im Unternehmen als Ausdruck verständigungsorientierten Handelns. Um in Zukunft das am erfolgsorientierten Handeln orientierte Gesellschaftsrecht mit dem verständigungsorientierten Mitbestimmungsrecht zu verbinden, muss das Miteinanderhandeln von Kapital und Arbeit in der Unternehmung auf eine neue Grundlage gestellt werden.
 ( Schaffung eines Unternehmensverfassungsrechtes!
iii) Management und Ethik (Unternehmensethik, UE)

Den Schritt in Richtung verständigungsorientierten Handelns seitens der Unternehmen soll die Idee einer Unternehmensethik, zunächst jedoch die Idee der Übernahme einer "gesellschaftlichen Verantwortung der Unternehmensführung", zum Ausdruck bringen.

· Die Idee knüpft an die Defizite des Markt- und Preissystems an, akzeptiert die Schutzbedürftigkeit der Interessen der Akteure (Kapitaleigner, Verbraucher, Arbeitnehmer und Öffentlichkeit) und sieht als Problemlösung einen Moralkodex für Manager vor, nach dem es Aufgabe der Unternehmensführung sein soll, der Gesellschaft zu dienen und so die Interessen aller Akteure im Rahmen der unternehmerischen Entscheidungen zum Ausgleich zu bringen, wobei dies nur möglich ist wenn die Existenz des Unternehmens (ausreichende Unternehmensgewinne) langfristig gesichert ist. Der Unternehmensgewinn wird somit nur notwendiges Mittel, nicht mehr Endziel der Unternehmung.

· Neue unternehmerische Handlungsmaxime in marktwirtschaftlichen Systemen wird gefordert, indem anstelle des an den Eigentümerinteressen orientierten erwerbswirtschaftliche Prinzip das Prinzip der "gesellschaftlichen Verantwortung" (s.o.) treten soll.

· Damit wäre das Unternehmen eine faktisch interessenpluralistische Institution.

· Diese Lehre lässt sich als eine Ergänzung zur Koordinationsfunktion des Preissystems bezüglich des inneren sozialen Friedens interpretieren, indem die Manager permanent zu prüfen haben, ob die Wirkungen des eigenen Handelns den Interessensausgleich in der Gesellschaft substantiell beeinträchtigen und ob gegebenenfalls Alternative Lösungen herangezogen werden müssen.((verständigungsorientiertes Handeln!)

· Schwäche der Lehre: monologische Orientierung (Manager wissen von sich aus, ohne sich mit ihnen Auseinanderzusetzen, was gut für die Betroffenen ist und was nicht)

· Überschreitet man die diese Grundorientierung in Richtung einer dialogischen (gleichberechtigten) Verständigung mit den Betroffenen, so erhält man zusätzlich eine ethische Dimension, die Unternehmensethik, nach der Unternehmen durch selbstbindende Normen Konflikte, die durch gewinnorientiertes Wirtschaften entstanden sind, friedlich Regeln sollen.

· Die Unternehmensethik ist also auf die Regelung von Handlungssituationen ausgerichtet, in denen das Gewinnstreben zu einem ethisch problematischen Tun führt. Der Gebrauch der unternehmerischen Handlungsfreiheit wird friedensstiftendes Element, wobei das Gewinnprinzip nicht als unethisch diskriminiert wird, da es nach wie vor ein erfolgreiches Instrument zur Steuerung einer Volkswirtschaft ist. Da aber mit der Erreichung von Gewinnzielen (Gewinnprinzip) durchaus unethische Mittelwahlen verbunden sein können, wobei die Entscheidung zur Erreichung des Gewinnziels auf Unternehmensebene getroffen werden, muss genau hier die Unternehmensethik ansetzen.

· Aber: der Wettbewerb auf manchen Märkten setzt dem unternehmensethischen Handeln enge Grenzen, so dass das Management auf übergeordneten Regelungsebenen (Branche, Politik) wettbewerbsneutrale Regelungen anzumahnen hat.

Wichtigste begriffliche Merkmale der Unternehmensethik:

(1) Lehre vom friedensstiftenden Handeln der Unternehmensführung bei Konflikten mit seinen Bezugsgruppen. Man unterscheidet in materiale und prozessuale Aufbau der Lehre.

Material: als Handlungsvorschriften mit universeller Gültigkeit

Prozessual: als Verfahrensvorschriften für den friedlichen Umgang mit Konflikten (Einrichtung von Ethikkommissionen, Verbraucherschutz-, Umweltschutzbeauftragten als organisatorische Umsetzung)

(2) Unterscheidung von Ethik und Moral: Im Begriff der Unternehmensethik kommen Maßstäbe der Vernünftigkeit zur Geltung, die nötigenfalls gegen die bestehenden Verhältnisse gewendet werden können, um diese zu verbessern.

(3) Maßstab der Vernünftigkeit mit der Basis der kommunikativen Rationalität ((dialogisches Fundament der UE) mit den Voraussetzungen der Unvoreingenommenheit, Zwanglosigkeit (Verzicht auf Machtgebrauch), Nicht-Persuasivität, Sachverständigkeit ( technischer Sachverstand von Spezialisten, normativer Sachverstand von allen Beteiligten bezüglich des "guten Lebens" (Gestaltung des Gesellschaftszusammenlebens, Tragbare 

Umweltrisiken etc.)) ( ist ein praktischer Dialog aus Grenzzwängen nicht möglich (meistens), kann eine einsame Normfindung nur hilfsweise zum Zuge kommen, d.h., die Entscheidungsträger wägen die konflingierenden Interessen mittels einem fiktiven Dialog (Pro und Contra) ab und haben den substantiell Betroffenen ex post Rechenschaft abzulegen.

Unternehmensbezogene Komponenten:

(4) Geld- und Wettbewerbswirtschaft, als historische Randbedingung, in der die Unternehmung operiert, muss tatsächlich systematischen Handlungsspielraum lassen, damit die UE greifen kann. -- Nationalökonomen bestreiten jedoch, dass sich die UE innerhalb eines ökonomischen Systems überhaupt etablieren kann (sie sehen die Forderung nach UE als Indikator für ineffiziente Wettbewerbssituationen). Der wettbewerbsbedingte Zwang zur Gewinnerzielung verhindere eine Etablierung. Wer dennoch den Eintritt von UE fordert, muss auch begründen, dass das Gewinnprinzip als generelle Überlebensbedingung in der Wettbewerbswirtschaft in Konfliktfällen durchaus noch einmal ethisch relativiert werden kann, indem man auf gewisse Gewinnchancen verzichtet. ((Begründungsversuche entweder in Bezug auf Vermachtungsprozesse in der Wirtschaft oder Schaffung eines sinnvollen Wettbewerbsbegriffes (Konfrontation der neoklassischen Gleichgewichtstheorie mit dynamischen, evolutionären Wettbewerbsbegriffen), ausgehend von Wettbewerb als Modus des Aufsuchens eines vorherbestimmten Gleichgewichtszustandes in einen Wettbewerbsbegriff als kreative Erschaffung der Zukunft (dynamischer Wettbewerbsbegriff impliziert Existenz ethik-relevanter Spielräume). Daher: Funktionsbedingungen einer Unternehmung in der Marktwirtschaft als gegeben vorrausgesetzt (unter Nutzung von Handlungsspielräumen), wobei die einzelne Unternehmung das Gewinnprinzip schlechthin nicht außer Kraft setzen kann, die Unternehmensethik muss vielmehr von der marktwirtschaftlichen Ordnung als einer auf vorgeordneter Ebene schon gerechtfertigten Handlungsvoraussetzung ausgehen. Die Wirtschaftsordnung zu begründen, ist Aufgabe einer der Unternehmensethik vorgelagerten Wirtschaftsethik, auch Teilaufgabe der in ihr operierenden Unternehmen, um zu begründeten systemverändernden Reformvorschlägen (wieder mit Folgen für die UE bei dann veränderten Rahmenbedingungen) zu gelangen. 

(5) Da die Orientierungskraft einer ethischen Norm aus der Einsicht in die Tragfähigkeit ihrer Begründung erwächst, muss die UE  auf Selbstverpflichtung setzen. Kein zurückgreifen auf Belohnung oder Bestrafung zur Durchsetzung ihres Anspruches unterscheidet die UE vom zwangsbewehrten Recht. Selbstverpflichtung durch persönliche Festlegung und kritische Öffentlichkeit als Kontrollinstanz. Des weiteren Bemühungen um praktischen Dialog zur Bildung der Normen in Form von Kommunikationsbeziehungen mit Stakeholdern oder  mittels Mediatoren und externen Anspruchsgruppen am Runden Tisch, zur Identifizierung konfliktträchtiger Aspekte der Unternehmensstrategie und deren Lösung ( Kommunikative Rationalität!!!

(6) Durch ihre korrigierende Funktion hinsichtlich der originären Aufgabenstellung der Unternehmung, lässt sie die Unternehmensethik von der Unternehmung als sozial verfasste Anstalt abgrenzen. Es geht hier nämlich nicht um die Gewinnverwendung sondern um die Regelung von Grundsatzkonflikten im Zuge der Gewinnerstellung.

(7) UE nicht auf Einzelpersonen bezogen sondern in Form von Ethik institutionellen Handelns schlechthin, d.h. Heranbildung moralischer Urteilkraft der Manager und anderen Organisationsmitglieder sowie institutionelle Vorkehrungen (Leitbilder),die von der Systemebene erwünschte Handlungen aufbauen.

Resümee:
Die Forderung nach einer UE fundiert das erfolgsorientierte Handeln verständigungsorientiert. Die UE ergänzt von innen das Recht, welches seinerseits den unternehmerischen Handlungsspielraum von außen begrenzt. Beide Zusammen sind Ausdruck eines verständigungsorientierten Handelns des Managements und konstituieren somit die Legitimationsgrundlage des Managements.
4. Zum Verhältnis von erfolgs- und verständigungsorientiertem Handeln

Im Kontext der Globalisierung der Wirtschaft

· Da Unternehmen in den politischen Zusammenhang eingebunden bleiben, sind sie der öffentlichen Sache verpflichtet (innerer gesellschaftlicher Frieden). Im Zuge der Globalisierung jedoch entziehen sich Unternehmen der nationalen Gesetzgebung im Hinblick auf Standortunterschiede der alte Industrienationen und industrialisierten Schwellenländern mit unterschiedlichen nationalen Ressourcensituationen und kulturellen Unterschieden. (Menschenrechte, Kinderarbeit, Korruption, Geldwäsche usw.

Eine art weltweiter Gesetzesgeber (GATT, ILO) bisher nicht sehr erfolgreich.

Daher verständigungsorientiertes Handeln direkt auf Unternehmensebene, d.h. Lösung der Konfliktherde durch Unternehmensethik. Die Globalisierung der Wirtschaft bewirkt also den Auswirkungen erfolgsorientierten Handelns durch internationale Vereinbarungen und unternehmensethischen Bemühungen in Richtung verständigungsorientiertem Handelns entgegenzukommen. Ansonsten müssen Prüfungen der gesetzlichen Regelungen dieser konfliktträchtigen Nationen vollzogen werden, ohne den inneren sozialen Frieden zu gefährden, indem die notwendigen Opfer gerecht Verteilt werden.

In diesem Sinne: Unternehmung nicht Wertschöpfungsgemeinschaft, sondern Risiko- und Schicksalsgemeinschaft. ( wenn Verlustbeteiligung, dann auch Gewinnbeteiligung(bei Globalisierung neue flächendeckende Tarifverträge.
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